
mit Rücksicht auf die nach § 24 Abs. 1 einbezogenen 
Verfahren ein gegenüber der früheren Rechtsprechung 
e r h ö h t e r  Streitwert und außerdem nach unten be­
grenzt ist, die einstweiligen Anordnungen schon be­
rücksichtigt sind. Würde dem Anwalt für das Anord­
nungsverfahren noch eine besondere Gebühr bewilligt, 
so würde das auf eine doppelte Honorierung hinaus­
laufen, es sei denn, man wollte — was aber mit dem 
Sinn des für Gerichts- und Anwaltsgebühren gleich­
mäßig geltenden Gesamtstreitwertes und mit der da­
durch herbeigeführten Vereinfachung unvereinbar ist — 
in den Fällen, wo dem Anwalt eine besondere Anord­
nungsgebühr bewilligt wird, den Gesamtstreitwert für 
die übrigen Anwaltsgebühren etwas niedriger, d. h., 
ohne Berücksichtigung der einstweiligen Anordnungen 
bemessen — eine auch rechnerisch unmögliche Aufgabe. 
Ferner: Nach welchem Streitwert sollte die besondere 
anwaltliche Anordnungsgebühr berechnet werden, und 
wer sollte den Streitwert dafür festsetzen? Das OG 
spricht im zweiten Absatz der Entscheidung selbst aus, 
daß das Gericht für die Nebenansprüche keinen Streit­
wert festsetzen kann. Von' selbst versteht sich aber 
dieser Streitwert nicht, wenn man nicht etwa der Mei­
nung ist, die Anwaltsgebühren für eine einstweilige 
Anordnung sollten nach dem Gesamtstreitwert berech­
net werden. Daß dies letzte nicht zutreffen kann, er­
gibt sich daraus, daß es sich bei einstweiligen Anord­
nungen oft um Kleinigkeiten, z. B. Offenhalten eines 
Zimmers und dergleichen, handelt. Aus dem Gerichts­

kostengesetz kann für die Bemessung des Streitwertes 
nichts entnommen werden; denn die dort etwa in Frage 
kommenden Bestimmungen gelten nicht mehr. Auch 
gebührentechnisch führt also die Zubilligung einer An­
waltsgebühr für die einstweiligen Anordnungen zu 
unlösbaren Schwierigkeiten, und das kann auch nicht 
anders sein, weil sie überhaupt mit den Bestimmun­
gen der EheVerfO nicht vereinbar ist.

Schließlich sei noch auf einen weiteren Umstand hin­
gewiesen, der auch für die hier vertretene Meinung 
spricht. Der jetzt in Ehesachen geltende Streitwert ist 
ein Einheitswert und bringt, wie alle vereinheitlichen­
den Normierungen, der Einfachheit zuliebe in manchen 
Fällen gewisse Unbilligkeiten mit sich. Sind z. B. mit 
dem Eheprozeß besonders viele und verwickelte Neben­
verfahren, vielleicht auch einstweilige Anordnungen, 
verbunden, so entsteht dadurch für Gericht und An­
walt eine solche Mehrbelastung, daß der Einheitsstreit­
wert bzw. die danach zu treffende Kostenregelung der 
aufgewendeten Mühe nicht gerecht wird. Umgekehrt 
sind in den Fällen, wo der Eheprozeß ohne alle Neben­
fragen geführt wird, die Gebühren des Gerichts und 
des Anwalts verhältnismäßig hoch. Da die mittleren 
Fälle überwiegen und die extremen Fälle sich aus- 
gleichen, entspricht im ganzen genommen die jetzige 
Regelung der Billigkeit und hat vor allem den Vorzüg 
der Einfachheit. Aus dem Geist der Einheitlichkeit und 
Einfachheit sollte also auch die hier behandelte Streit­
frage beurteilt werden.
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Die herrschenden Kräfte in der Bundesrepublik sind 
bestrebt, das Wahlrecht so zu gestalten, daß die Macht­
stellung des reaktionären Adenauer-Regimes erhalten 
bleibt. Vor allem sollen jene politischen Kräfte von 
der Mitwirkung an der Staatswillensbildung aus­
geschlossen werden, die entschieden gegen die Politik 
des herrschenden Regimes auftreten und die eine 
Wende in der Politik der Bundesrepublik herbeiführen 
wollen. Demgegenüber soll den die Bundesrepublik 
seit ihrer Gründung beherrschenden reaktionären 
Kräften eine ihrem Stimmenanteil nicht entsprechende, 
übermäßige Vertretung im Bundestag verschafft und so 
-mit Hilfe des Wahlrechts die Kontinuität ihrer Herr­
schaft gesichert werden.

Trägerin dieser antidemokratischen Wahlrechtspolitik 
ist die CDU/CSU, die führende Partei des deutschen 
Monopolkapitals. Das Ziel der Wahlrechtspolitik der 
imperialistischen Kräfte ist letztlich die Erhaltung der 
auf den gegebenen Eigentumsverhältnissen basierenden 
monopolkapitalistischen Gesellschaftsordnung. Gegen­
wärtig kommt es diesen reaktionären Kräften vor 
allem darauf an, die Vormachtstellung der CDU/CSU 
als der konsequentesten Verfechterin der NATO-Poli- 
tik zu erhalten, damit die Politik der Remilitarisierung, 
die allein den Interessen der am Rüstungsgeschäft 
verdienenden Monopole entspricht, fortgesetzt werden 
kann.

Unter Mißachtung der durch das Grundgesetz ge­
zogenen Grenzen für die Wahlrechtsgestaltung in der 
Bundesrepublik unternimmt es die Adenauer-CDU, das 
Wahlgesetz ihrem Machtstreben dienstbar zu machen. 
Sie verletzt die Grundsätze der Verfassung, weil sonst 
der Fortbestand ihrer Herrschaft gefährdet wäre.

Das Bestreben der durch die CDU/CSU repräsen­
tierten imperialistischen Kräfte, unter Verletzung 
demokratischer Prinzipien des Grundgesetzes den 
Willen des Volkes zu verfälschen, äußert sich u. a. in 
der Einführung von Sperrklauseln.

*

Durch die Sperrklausel werden die Parteien, die 
nicht einen bestimmten Hundertsatz der abgegebenen

gültigen Wählerstimmen oder eine bestimmte Anzahl 
Wahlkreismandate errungen haben, von der Mandats­
verteilung ausgeschlossen. Die Mandate, die diesen 
Parteien auf Grund der für sie abgegebenen Wähler­
stimmen rechtmäßig zustehen, werden so fast aus­
schließlich von den Parteien mit den höchsten Stimmen­
zahlen, also insbesondere von der CDU/CSU, ein­
genommen.

Die Einführung von Sperrklauseln war aber stets 
nur eine Mindestforderung der CDU/CSU. Ihr eigent­
licher Plan für die Wahlrechtsgestaltung ist die Ein­
führung der relativen Mehrheitswahl. Im Rahmen 
dieses Wahlverfahrens haben Sperrklauseln keine Be­
deutung, da ohnehin alle kleineren Parteien von der 
Mandatsverteilung ausgeschlossen bleiben. Sperrklau­
seln haben Bedeutung nur im Rahmen eines Verhält­
niswahlrechts bzw. bei Mischsystemen im Bereich des 
Abschnitts der Verhältniswahl. Die CDU/CSU trat 
deshalb immer dann mit besonderem Nachdruck für 
die Einführung von Sperrklauseln ein, wenn sich ihre 
weitergehenden Wahlrechtspläne als nicht realisierbar 
erwiesen.

Auf Initiative und auf Betreiben der CDU/CSU sind 
bisher in alle Wahlgesetze für die Wahl zum Bundestag 
Sperrklauseln aufgenommen worden.

Das Wahlgesetz für den 1. Bundestag enthält zwar 
in der vom Parlamentarischen Rat verabschiedeten 
Fassung keine Sperrklausel, denn die von der CDU/ 
CSU vorgebrachten Anträge auf Einführung einer 
Sperrklausel wurden in den Gremien des Parlamen­
tarischen Rates zurückgewiesen.

Die CDU/CSU gedächte sich jedoch dieser Ent­
scheidung des Verfassungsgesetzgebers nicht zu beugen, 
denn sie befürchtete, daß bei einer vollen proportio­
nalen Verteilung der Mandate die Bildung einer Re­
gierung aus den Parteien, die das Wiedererstehen des 
deutschen Imperialismus förderten und die eine restau- 
rative Entwicklung in dem zu gründenden westdeut­
schen Separatstaat erstrebten, erschwert oder gar 
unmöglich gemacht würde. Wie begründet diese Be­
fürchtungen waren, zeigt die Tatsache, daß im wesent-
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